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EDITORIAL

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
liebe grüne Freunde
und Freundinnen,

vor  dreieinhalb  Jahren  erschien  die
erste Ausgabe unseres GRÜNEN DUIS-
BURGS zum  Ratsentscheid  gegen
das Multi Casa, der den Weg für das
Forum  frei  gemacht  hat.  Jetzt  hat
das  Einkaufszentrum  seine  Türen
geöffnet  und  es  ist  schon  abzu-
sehen, das dies eine Erfolgsstory für
Duisburg werden wird.

Daher  ist  der  Schwerpunkt  dieses
Heftes  der  Innenstadtentwicklung
gewidmet.  Und wie  Sie lesen kön-
nen, tut sich  hier  Einiges. Das trifft
übrigens  auch  auf  die  Stadtbezirke
zu,  deren  Entwicklung  im  Mittel-
punkt der nächsten Ausgabe unserer
Zeitung  im  Frühjahr  2009  stehen
wird.

Zum Abschluss  dieses  Jahres  wün-
sche  ich  Ihnen/euch  eine  schöne
Weihnachtszeit  und  einen  guten
Start ins neue Jahr.

Herzlichst

Ralf Krumpholz,
Fraktionsgeschäftsführer
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STADTENTWICKLUNG:
DURCHBRUCH
GESCHAFFT

Lange  Jahre  hatte
man  in  Duisburgs
Innenstadt  den  Ein-
druck,  nicht  mehr
durch  eine  Groß-
stadt sondern in der
Provinz spazieren zu
gehen.  Selbst  zu

guten  Geschäftsöffnungszeiten  ver-
irrten sich nur wenige Passanten auf
die Königstraße – Duisburgs ehema-
liger  Prachtmeile.  Und  auch  die
Geschäfte  waren für  das,  was man
suchte, eher bescheiden – Duisburg
schien wesentlich noch aus Tristesse
und 1-€-Läden zu bestehen.

Das war die Zeit, als die Duisburger
Kommunalpolitik alles auf eine Karte
setzte:  Es  waren  die  Zeiten  einer
SPD-Mehrheit, in der nur eine Mei-
nung  die  Entwicklung  bestimmte.
Mit  dem Super-Einkaufscenter Multi
Casa  sollte  alles  besser  werden,
sollte  sich  Duisburg  Münchhausen
gleich am eigenen Schopf aus dem
Sumpf  ziehen.  Doch  seit  Ende  der
neunziger Jahre des letzten Jahrhun-
derts tat sich nichts und der Nieder-
gang nahm seinen Lauf. Multi Casa
kam nicht und ein ums andere Mal
gab es  neue  Vorschläge  und neue

Modelle  für  eine  prosperierende
Innenstadt  –  die  Wirklichkeit  sah
anders  aus:  Die  ehemalige  Merca-
torhalle  verwaiste  und  wurde  von
Schnäppchenjägern ausgeschlachtet.
Die  Lizenz  des  Landes  NRW,  in
Duisburg  eine  neue  Spielbank  ein-
richten zu dürfen, war kurz vor dem
Verfall.  Und die  ehemalige  Pracht-
meile verkam zur Ödnis. Ein Durch-
bruch  war  nicht  in  Sicht,  weil  die
damalige Mehrheit im Rat der Stadt
alles auf einmal wollte – Multi Casa
am  Rand  der  Innenstadt  und  ein
neues  Einkaufscenter  mitten  in  der
Innenstadt – und das gleichzeitig!

POLITIK SETZT RAHMEN-
BEDINGUNGEN

Doch die dafür auserkorenen priva-
ten  Entwickler,  spielten  nicht  mit
und  sagten  der  Stadt  auch  ganz
deutlich, entweder Multi Casa kommt
nicht – oder es gibt keine Entwick-
lung von Karstadt  am alten  Stand-
ort.  Damit war klar: Nicht die Duis-
burger  Politik  oder  die sie  wählen-
den  BürgerInnnen-Interessen  be-
stimmten  die  Innenstadtentwick-
lung,  sondern  diejenigen,  die  sich
von  dieser  Entwicklung  Gewinne
versprechen.  Die  Politik  konnte die
Rahmenbedingungen  setzen,  aber
investieren mussten andere. Das ist
zwar  zu  bedauern,  aber  es  ist  die
Welt,  in  der  wir  nun  mal  heute
leben. Und genau diese Welt wollte
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die  damalige  SPD-Stadtregierung
offensichtlich nicht wahrnehmen!

Nach  der  letzten  Kommunalwahl
konnten wir – die Grünen – auch die
CDU davon  überzeugen,  dass  eine
neue Stadtentwicklung nur dadurch
ermöglicht  wird,  dass man  auf das
Multi  Casa  verzichtet  und  gerade
dadurch  eine  neue  Innenstadtent-
wicklung  eröffnet  wird.  Mit  dem
wegweisenden Beschluss, das Invest-
ment in Höhe von 400 Millionen €
für  das  Multi  Casa  südlich  des
Hauptbahnhofs nicht zu wollen und
diese Fläche perspektivisch anders zu
entwickeln, wurde der Weg frei für
ein zwar insgesamt deutlich kleineres
Investment,  aber  dafür  in  zentraler
Innenstadtlage.

Und heute  kann man  den Wandel
erleben,  die  Innenstadt  ist  men-
schengefüllt  wie  lange,  lange nicht
mehr. Allein städtebaulich muss man
dem Forum eine deutlich gefälligere
Architektur  bescheinigen,  als  dem
gegenüber liegenden CityPalais, des-
sen architektonische Form noch von
der  alten  SPD-Mehrheit  festgelegt
wurde. Und auch wem die Architek-
tur  des neuen Forums nicht gefällt,
muss einigen Besonderheiten  dieses
Konsumtempels  Beifall  zollen.  Die
Energiebilanz  dieses  Einkaufszen-
trums ist deutlich besser als das ver-
gleichbarer Zentren. Und wo gibt es
sonst  ein  Einkaufszentrum,  das  auf

seinem Dach einen Kindergarten für
die Sprösslinge der MitarbeiterInnen
und der BesucherInnen beherbergt?
Auch eine Tiefgarage mit Tageslicht
findet man nicht überall.

Mit dieser mittlerweile auch von den
KritikerInnen  vielfach  anerkannten
Entwicklung  im  Herzen  der  Stadt,
kann nun auch die weitere Verschö-
nerung  vorwärts  gebracht  werden.
Die ehemalige Galeria wird zur völlig
neu positionierten Königsgalerie um-
gebaut  und  damit  gleichzeitig  der
Sonnenwall für zukünftige Besuche-
rInnen  noch  attraktiver  in  die  Ein-
kaufslandschaft  eingebettet.  Das  in
der  Königsgalerie  angepeilte  hoch-
wertigere  Angebotssortiment  wird
sicherlich den Einkaufsstandort Duis-
burg  noch  heller  erstrahlen  lassen
und ihn weiter stärken.

STADTBIBLIOTHEK, VHS UND
NS-DOKUZENTRUM

Bei der Innenstadtentwicklung den-
ken wir  jedoch  nicht  nur an  Kauf-
rausch!  Der  neue  Standort  für  die
Stadtbibliothek  und die  Volkshoch-
schule  mit  integriertem  NS-Doku-
mentationszentrum  macht  deutlich,
wie wir  uns die Zukunft  der Stadt-
entwicklung  vorstellen,  ohne  die
Vergangenheit  zu  verschweigen
oder  gar  zu  ignorieren.  Das  neue
Stadtfenster  soll  alle  DuisburgerIn-
nen ansprechen und einladen.
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Und auch  wenn man  Einkaufszen-
tren überhaupt nicht mag, die neue
von  Schwarz-Grün  auf  den  Weg
gebrachte  Stadtentwicklung  be-
schränkt  sich  nicht  auf  die  Glitzer-
welt des Konsums. Direkt gegenüber
vom Rathaus  und in  der  Nachbar-
schaft des neuen Stadtfensters exis-
tiert jetzt ein Kleinod, dessen Besuch
sich  immer  lohnt!  Behinderte  und
Nichtbehinderte  führen  dort  ein
Restaurant  und  Cafe  mit  dem
Namen  „Kleiner  Prinz“.  Behinderte
Menschen,  vormals  vor  allem  in

sogenannten Werkstätten  eher ver-
steckt als im Mittelpunkt der sozia-
len  Aufmerksamkeit,  können  hier
praktisch  zeigen,  dass  sie  dazu
gehören, dass sie am Leben teilha-
ben möchten und ihren Fähigkeiten
entsprechend  ihren  Teil  zu  einer
menschlicheren  Gesellschaft  beitra-
gen.

Dieter Kantel

Dieter  Kantel  ist  Fraktionssprecher
der grünen Ratsfraktion und Vorsit-
zender des Umweltausschusses.
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DAS JUGEND(KULTUR)
ZENTRUM MITTE

Das  Freizeitverhal-
ten  der  Jugendli-
chen  ist  heute  ein
anderes  als  es  vor
20 Jahren war!

Schulische  und ar-
beitsmarktpolitische,

aber  auch ökonomische  Herausfor-
derungen  werfen  auch  ihre  Schat-
tenseiten  auf  die  Gestaltung  des
Freizeitverhaltens  der  Kinder  und
Jugendlichen.  Die  Frage,  die  sich
daraus  für  die kommunale Jugend-
hilfe  stellt,  heißt:  Entsprechen  die
aktuellen  Angebote der  Jugendfrei-
zeiteinrichtungen  den  Ansprüchen
und  Anforderungen  (Zeitgeist)  der
Jugendlichen heute? 

Derzeit wird überprüft, ob die Duis-
burger Jugendzentren in ihrer jetzi-
gen  Form  eine  Zukunft  haben.
Anlass  hierfür  gab  ein  Gesetz  aus
dem Jahr 2004, das alle Kommunen
in  NRW  dazu  verpflichtet,  den
Bestand  und  Bedarf  an  Einrichtun-
gen, Diensten, Veranstaltungen und
Fachkräften in der vom Land geför-
derten Kinder- und Jugendarbeit zu
ermitteln  und eventuell notwendige
Veränderungen festzulegen. Darauf-
hin wurde in dreijähriger Feinarbeit
ein  Kinder-  und  Jugendförderplan

für  Duisburg  erstellt,  der  am  25.
Februar  vom  Stadtrat  beschlossen
wurde.  Ob  trotzdem  jede  Jugend-
einrichtung  in  der  aktuellen  Form
erhalten  bleibt,  wird  sich  bis  2010
zeigen,  denn  so  lange  dauert  die
Überprüfung.

MEHR ALS DIE TYPISCHEN
FREIZEITANGEBOTE

Aktuell gibt es in Duisburg 17 städti-
sche und 24 nichtstädtische Jugend-
zentren.  Im Durchschnitt  gibt  es in
jedem Bezirk 6 Jugendeinrichtungen
in unterschiedlichen Größen. Uns ist
auch  die  schwierige  Situation  der
vielen Einrichtungen im Hinblick auf
die personelle, räumliche und finan-
zielle  Ausstattung vor Ort  bekannt.
Nichtsdestotrotz glauben wir daran,
dass  die  MitarbeiterInnen  immer
wieder versuchen, das Beste daraus
zu  machen  und  pädagogisch  sinn-
volle  Angebote anzubieten.  Uns ist
aber  auch  bewusst  dass  in  den
nächsten Jahren hier  eine einerseits
inhaltlich-fachliche  und andererseits
eine  öffentlich-kritische  Diskussion
über die Zukunft  der Einrichtungen
geführt  werden  muss.  Die  meisten
der Jugendzentren sind kleinräumig
und  bieten  zumeist  klassische  Frei-
zeitangebote wie Tischtennis, Billard
oder Kicker, die es schon immer gab.
Natürlich gibt es auch einigermaßen
größere  Einrichtungen,  die  mehr
anbieten als die typischen Freizeitan-



gebote  (Projektwochen,  Ausflüge,
Hausaufgabenhilfe usw.).

Im Bezirk  Duisburg-Mitte  mit  einer
Einwohnerzahl  von  über  100.000
Menschen  gibt  es  7  Jugendfreizei-
teinrichtungen im klassischen  Sinne
und den Verein „prokids e.V“. Hin-
ter der Idee eines selbst verwalteten
Jugend(Kultur)Zentrums Mitte  steht
der Anspruch einer Nonprofit orien-
tierten,  pädagogisch  ganzheitlichen
Einrichtung  für  alle  Duisburger
Jugendlichen in der City. Die Selbst-
verwaltung  steht  dabei  im  Vorder-
grund, d.h. die Selbstständigkeit des
Hauses, der Jugendlichen aber auch
der MitarbeiterInnen.

Das  Haus  soll  mehr  sein  als  eine

reine  Freizeiteinrichtung.  Darüber
hinaus  soll  es  folgende  Aufgaben
erfüllen:
• Bildung  fördernde  und  bildungs-

politische Angebote

• Kultur und mehr
• Gastronomie / Konzerte
• Ateliers für KünstlerInnen

• Räume für Musik und musikalische
Experimente

• Beratungsangebote (allgemeiner Art
sowie  zu  Schule,  Ausbildung und
Studium)

• Schlafnotstellen für Jugendliche

Erster Anträge hierzu wurden bereits
im November 2007 in der BV Mitte
und im Februar 2008 in JHA gestellt
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und  mehrheitlich  verabschiedet.  In
der  Sitzung  der  BV  Mitte  am
15.11.2007 haben sich  die Bezirks-
vertreterInnen  einstimmig  für  ein
zentral  gelegenes  Jugendkulturzen-
trum  in  der  Duisburger  Innenstadt
ausgesprochen  (DS  07/180).  Dar-
über  hinaus  wurde  in  der  Sitzung
des  Jugendhilfeausschusses  am
12.02.2008  der  Antrag  zur  Erstel-
lung eines zukunftsorientierten Kon-
zeptes  für  die  Errichtung  eines
selbstverwalteten  Jugendkulturzen-
trums  Innenstadt  (DS  08-0331)
mehrheitlich  verabschiedet.  Auch
das Jugendparlament (JUPA) befür-
wortete  dieses  Vorhaben  durch
einen einstimmigen Beschluss.

GESPRÄCHE MIT DEM 
JUGENDAMT SCHEITERTEN

Anfang 2008 hat eine Arbeitsgruppe
„Freies  Jugendkulturzentrum  Duis-
burg“, bestehend aus 6 unterschied-
lichen  Jugendgruppen  (u.a.  Grüne
Jugend)  bereits  gemeinsam  einen

Konzeptentwurf  erstellt  und  dem
Jugendamt vorgelegt. Im Laufe des
Jahres kam es zu mehreren gemein-
samen Gesprächen mit dem Jugend-
amt, die leider Ende 2008 scheiter-
ten  (Dank  an  die  Vorgehensweise
des Jugendamtes).

Wir halten natürlich an unserer Idee
für  ein  autonomes,  sorry  selbstver-
waltetes  Jugendkulturzentrum  fest
und  werden  2009  neue  Initiativen
mit  dieser  Zielrichtung starten.  Das
sind wir unseren Jugendlichen auch
schuldig. Denn zu einem Qualitäts-
merkmal  einer  Stadtentwicklung
gehören auch Freiräume zur Selbst-
entfaltung der Kinder und Jugendli-
chen.  Dass  Kinder und Jugendliche
unsere Zukunft sind, darf keine kom-
munalpolitische Sprechblase sein.

Mustafa Arslan

Mustafa  Arslan  ist  Fraktionsvorsit-
zender  der  grünen  Fraktion  in  der
BV  Mitte  und  Sachkundiger  Ein-
wohner im Jugendhilfeausschuss.
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MOBILITÄT FÜR ALLE
SICHERN – VERKEHR
VERTRÄGLICH LENKEN

Lord  Norman  Fos-
ters Masterplan für
die Innenstadt ist in
Sachen Verkehr sehr
„grün“.  Das  Kapi-
tel  mit  der  Über-
schrift  Nachhaltige
Mobilität  spricht da-

von,  dass  eine  verkehrsfreie  Stadt
nicht  funktionieren  kann,  eine  ver-
kehrsreiche  –  wie  Duisburg  –  aber
auch nicht. Quartiere werden abge-
trennt,  die  Stadt  durch  Verkehrs-
schneisen  regelrecht  zerschnitten,
die  Bevölkerung  durch  Lärm  und
Abgase belästigt. Eine Großstadt mit
hoher  Lebensqualität  sieht  anders
aus.

Und Foster macht Vorschläge für die
Innenstadt, wie diese Lebensqualität
zu erreichen ist:
die Verkehrsführung verringern

den Motorisierten  Individualverkehr
(MIV) reduzieren

den Öffentlichen Verkehr (ÖV) aus-
bauen

die ökologische Mobilität stärken
Aber was bedeutet das alles konkret
für die Duisburger City?

1. EIN PARKLEITSYSTEM
Die  Großprojekte  der  vergangenen
vier  Jahre  rückten  die  Notwendig-
keit, den Verkehr zu leiten, stärker in
den  Fokus  von  Stadtplanung  und
Politik.  Wobei  in  Duisburg  bisher
unter  Verkehr  hauptsächlich  der
Autoverkehr betrachtet wurde. Eine
drängende Frage war hier: Wie fin-
det  das  Auto  zum  Parkplatz?  Ein
Parkleitsystem musste installiert wer-
den. Geplant war es ja schon lange,
Fördermittel  seit  2002  beantragt,
aber  es  wurde  durch  immer  neue
Ideen  der  Verwaltung  wieder  und
wieder verschoben. Erst ein gemein-
samer  Antrag  mit  der  CDU  zum
Haushalt  2006 auf  unsere Initiative
hin brachte den notwendigen Schub.
Anfang nächsten Jahres soll das Sys-
tem komplett sein. Der Parksuchver-
kehr  und  „zugeparkte“  Nebenstra-
ßen  gehören  dann  hoffentlich  der
Vergangenheit an.

2. REDUZIERUNG DER
GESCHWINDIGKEIT
Wie Auto und Parkplatz zusammen-
gebracht  werden  können,  das  hat
die Innenstadt gelernt. Was sie noch
nicht gelernt hat, ist die Reduzierung
der Geschwindigkeit.  Kaum ist man
der  „Rush  Hour“  mit  ständigem
„Stop & Go“ entkommen, setzt sich
bei Autofahrer und Autofahrerin der
Hang  zum  Gas  geben  durch.  Wer
mit Tempo 50 durch die Stadt fährt,
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wird zum Verkehrshindernis.
Dass  es  auch  anders  geht,  hat  die
Gestaltung  des  Opernplatzes  ge-
zeigt.  Und nach anfänglichem Me-
ckern  –  wie  in  Duisburg  üblich  –
haben sich nun alle daran gewöhnt,
Schritttempo  zu  fahren.  Der  erste
Platz  nach  dem  Konzept  „Shared
Space“  (=  geteilter  Raum)  ist  in
Duisburg ein Erfolg. Und das auf der
Landfermannstraße, die selbst Foster
noch  als  eine  wichtige  Verkehrs-
achse in der Innenstadt bezeichnet.
Die  logische  Konsequenz  daraus
musste  lauten,  den  Straßenzug
Landfermannstraße/Köhnenstraße/
Gutenbergstraße  so  verkehrsberu-
higt wie möglich weiterzuführen. 

Dazu legte die Verwaltung eine Pla-
nung vor,  die  wir  bisher  für  kaum
möglich  gehalten  hätten.  Weitge-
hendes Tempo 30 auf  einer Straße

des Vorbehalts- und Rettungswege-
netzes,  Rückbau von Ampeln,  Rad-
fahrstreifen und Abbiege- bzw. Auf-
stellflächen,  breite  Fußwege  und
Querungshilfen  und das alles  ohne
sündhaft  teure  Umbauten  sondern
vorrangig mit farblichen Markierun-
gen:  klingt  für  Duisburg  geradezu
revolutionär.

Ähnliches  plant  die Verwaltung für
die  Düsseldorfer  Straße  zwischen
Kremerstraße und Friedrich-Wilhelm-
Straße. Dieser Abschnitt ist auch bei
Foster  Teil  des  beruhigten  Innen-
stadtbereichs, der damit eine deutli-
che Aufwertung hinsichtlich der Auf-
enthaltsqualität erfahren soll.

3. ANBINDUNG DES HAUPT-
BAHNHOFS AN DIE KÖNIG-
STRAßE
Multi  Development  plant  an  der



Mercatorstraße,  dort  wo  sich  jetzt
ein Parkstreifen zwischen den Fahr-
bahnen  befindet,  seinen  neuen
Bürokomplex  verbunden  mit  einer
Reduzierung von Straßenraum. Un-
denkbar bei all dem Verkehr? Nein,
denn der motorisierte Individualver-
kehr gehört dort gar nicht hin – mit
kleineren Ausnahmen. Hält man den
verbleibenden Raum für den ÖV vor
und verlagert die PKW auf die A 59,
die  ja  gerade  erweitert  und  dann
abgedeckt wird, geht die Stadt einen
wichtigen  Schritt  in  Richtung  Zu-
kunftsfähigkeit.  So  kann  Verkehrs-
lenkung funktionieren!

4. RAUM FÜR BUSSE UND 
FAHRRÄDER
Bei  allen  Planungen  des  Straßen-
raums darf der ÖV genauso wenig
vergessen werden wie der  Radver-
kehr,  denn die Notwendigkeit  zum
Rückbau der Infrastruktur in  Zeiten
knapper Kassen und einer sich ver-
ändernden  Stadtgesellschaft  bietet
auch die Chance, Bussen und Fahr-
rädern  freie  Fahrt  einzuräumen.
Viele  unserer  Verkehrsachsen  sind
überdimensioniert  und  können  mit
Busspuren und Radfahrstreifen aus-
gestattet werden. Das ist ein Beitrag
zum Klima- und Bevölkerungsschutz
und damit zur Sicherung der Mobili-
tät für alle. Wer fährt schon gerne in
einem  vollen  Bus,  der  genauso  im
Stau  steht  wie  der  private  PKW?
Und das Fahrrad nimmt einen immer

höheren  Stellenwert  als  ökologi-
sches,  preiswertes  und  schnelles
Verkehrsmittel ein. In diesem Politik-
feld muss noch am meisten gearbei-
tet,  müssen auch noch die dicksten
Bretter gebohrt werden.

Alle  realisierten  Ansätze  „grüner
Verkehrspolitik“  dürfen  aber  nicht
darüber  hinwegtäuschen,  dass  es
sich  jeweils  um  Einzelmaßnahmen
handelt. Alle Verkehrsteilnehmer und
-teilnehmerinnen müssen gleichwer-
tig betrachtet und in einer nachhalti-
gen Verkehrsplanung bedacht wer-
den.  Bisher  steht  der  so  genannte
„Modal Split“ (= Verteilung auf die
Verkehrsträger)  aus  unserer  Sicht
noch auf rot.

Ein Gesamtverkehrskonzept muss her!

Claudia Leiße

Claudia Leiße ist  verkehrspolitische
Sprecherin  der grünen Ratsfraktion
und zudem Sprecherin  der  grünen
Fraktion  in  der  Bezirksvertretung
Rheinhausen.
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DIE POLITIK DER SPD: DE-
STRUKTIV UND SKANDALÖS

Dass  die  Duisburger  SPD-Fraktion
im Juni  2005 noch am Multi  Casa
festgehalten hat, ist angesichts ihrer
neuen Oppositionsrolle vielleicht noch
verständlich. Auch wenn jeder halb-
wegs vernünftig  denkende Mensch
damals gesehen hat,  das Forum in
der  gewachsenen  Innenstadt  war
nur bei einem Verzicht auf das Pres-
tigeprojekt  am  Hauptbahnhof  zu
realisieren.  Dass  die  SPD  aber  im
Februar  2006 –  nachdem  die  Ent-
scheidung lange gefallen war – mit
einem Antrag versucht hat, das Fo-
rum  zu  kippen,  kann man  nur  als
destruktiv bezeichnen.

Zu  diesem  Zeitpunkt  ahnte  noch
niemand,  dass  dies  der  Grundzug
der „Politik“ der SPD im Bereich der
Stadtentwicklung bis  zum heutigen
Moment sein sollte. So hat etwa im
Herbst  2007  der  sozialdemokrati-

sche Regierungspräsident Büssow es
der Stadt aufgrund der Finanzsitua-
tion untersagt,  sich für die Landes-
gartenschau  zu  bewerben.  Böse
Zungen  behaupten,  dass  die  Duis-
burger SPD daran nicht ganz unbe-
teiligt  gewesen  ist.  Und diese  Ent-
scheidung  ist  nicht  nur  ärgerlich
gewesen,  sondern sie hat  Duisburg
auch  zig  Millionen  Euro  gekostet,
mit  denen das Land eine mögliche
Gartenschau gefördert hätte. Ange-
sichts knapper Kassen und der Not-
wendigkeit,  in  die  Steigerung  der
Attraktivität der Stadt zu investieren,
ein schwerer Schlag für Duisburg.

Geradezu skandalös ist – als jüngstes
Beispiel – das Verhalten des Duisbur-
ger SPD-Landtagsabgeordneten Sören
Link, der sich erdreistet,  einen Brief
an  den  Regierungspräsidenten  zu
schreiben, um das Stadtfenster zum
Abschuss frei zu geben. Bekanntlich
soll  das  jetzige  Boecker-Haus  am
Eingang der  Münzstraße  durch  ein
Gebäude  ersetzt  werden,  das  VHS
und  Stadtbibliothek  sowie  das  NS-
Dokumentationszentrum  beher-
bergt.  Dass dies nicht  kostenlos zu
haben ist, leuchtet wohl unmittelbar
ein.

Da genaue Zahlen noch nicht vorlie-
gen,  ist  jegliche  Kalkulation  beim
Stadtfenster  mit  Vorsicht  zu  genie-
ßen. Bei den derzeit genannten Bau-
kosten von ca. 40 Millionen € dürf-
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ten  sich  die  Belastungen  für  die
Stadt im Vergleich zu den bisherigen
Kosten  etwa  verdoppeln.  Dafür
erhält  man  ein  neues  größeres
Gebäude, das zusätzlich  noch Platz
für das NS-Dokuzentrum bietet. Wir
Grüne halten dies für vertretbar.

Wir fragen uns aber schon, was die
SPD mit dieser ihrer Politik eigentlich
bezweckt.  Möchte sie mit  Blick auf
die  Duisburger  Haushaltslage  die
Stadt allein den Investoren überlas-
sen?  Will  sie  eine  Belebung  der
Innenstadt  an  dieser  Stelle  verhin-
dern? Möchten  die  Sozialdemokra-
ten nicht, dass an zentraler Stelle die

nationalsozialistische  Vergangenheit
in  Duisburg  aufgearbeitet  und den
nachkommenden Generationen ver-
mittelt wird?

Dies kann niemand ernsthaft wollen.
Und vielleicht ist ja die einstimmige
Verabschiedung unserer  Vorstellun-
gen für  das  Güterbahnhofsgelände
in  der  letzten  Ratssitzung  ein  Zei-
chen für ein all zu spätes Umdenken
bei der SPD. Für ihre destruktive und
die Stadt schädigende Politik sollten
ihr  die  Wählerinnen  und  Wählern
bei  der  nächsten  Kommunalwahl
allerdings die rote Karte zeigen.
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DAS GÜTERBAHN-
HOFSGELÄNDE
ZUKUNFTSFÄHIGE NACH-
HALTIGE STADTENTWICK-
LUNG STATT „FLÄCHE
FÜLLEN“

Auf Antrag der Rats-
fraktion von Bünd-
nis  90/DIE  GRÜ-
NEN hat der Rat in
seiner  Sitzung  am
8.12.2008 einstim-
mig  beschlossen
für die alte  Güter-

bahnhofsfläche  südlich  des  Haupt-
bahnhofs  einen beschränkten Städ-
tebaulichen  Wettbewerb  durch  5
renommierte  Architektenbüros  zu
organisieren.

Das  Gelände  ist  eine  hochwertige
Schlüsselfläche  in  der  Mitte  Duis-
burgs südlich der Ruhr, die seit über
hundertzwanzig  Jahren  die  Innen-
stadt  von Neudorf  und der Wedau
trennt. Mit einer durchdachten städ-
tebaulichen  Entwicklung  lässt  sich
diese trennende Wirkung des Bahn-
geländes  aufbrechen  zu  Gunsten
einer Wegeverbindung zwischen der
Innenstadt, Neudorf,  Duissern, We-
dau , Hochfeld und Wanheimerort.
Die Erschließung durch den „grünen
Ring“ für den Fuß- und Radverkehr

in  einer  Grünverbindung  passt  zu
der hochwertigen Nutzung des Ge-
ländes und einer nachhaltigen Mobi-
lität,  wie  sie  nach  Bündnis  90/DIE
GRÜNEN auch der Masterplan Fos-
ter  für  die Innenstadt vorsieht, weil
diese Formen der Mobilität  Flächen
und Kosten sparend, gesund, sowie
geräusch- und schadstoffarm sind.

Aus  dem  zentralen  Grünbereich
führt  in  nördlicher  Richtung  eine
Fuß-  und  Radwegachse  für  die
Anbindung  an  Duissern  und  den
Innenhafen.  In  östlicher  Richtung
muss  der  wichtige  Hochschul-  und
Wohnstandort  Neudorf  im  Bereich
der Koloniestraße und der Neudorfer
Straße angebunden werden. In süd-
östlicher Richtung führt die Fuß- und
Radachse  am  geplanten  MTB-Par-
cours  an  der  Schotterhalde  vorbei
zur  MSV-Arena  und  zur  Regatta-
bahn  in  den  Sportpark  Wedau.
Damit  ist  der  Sportpark  Wedau
direkt aus der Innenstadt schnell und
sicher erreichbar.

Ebenso ergäben sich über die stillge-
legten Bahntrassen grüne Achsen in
den  nahe  gelegenen  Stadtwald.  In
südwestlicher Richtung ist über wei-
tere  stillgelegte  Bahntrassen  eine
direkte  Verknüpfung  mit  dem
Gelände des  "Rheinpark Hochfeld"
und Wanheimerort möglich. Grund-
lage  dieser  Entwicklung  bildet  das
Konzept des "Grünen Rings" Innen-
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stadt,  der  im  Rahmen  der  Landes-
gartenschau  hätte  umgesetzt  wer-
den können, was die SPD jedoch zu
verhindern  wusste.  Bekanntlich  hat
die Bezirksregierung der  Stadt  eine
Teilnahme ja untersagt.

KONZEPT DES „GRÜNEN
RINGS“ INNENSTADT

Da  das  Erschließungskonzept  die
Isolation  der Fläche aufhebt,  lassen
sich  auf  dem Gelände bessere  und
vielfältigere  Nutzungen  realisieren.
Um den urbanen Charakter der Flä-
che zu betonen, ist um die zentrale
Grünachse  eine  hochwertige,  ener-
gieeffiziente  und  kompakte  Bebau-
ung  anzustreben.  Sechs  bis  acht
Geschosse sind wünschenswert.  Die
Höhe und Verdichtung der Gebäude
ist  in  Abhängigkeit  von der  Klima-
funktion  der  Gesamtfläche  zu  pla-
nen,  um zahlreiche  Nachteile  (Fall-
winde,  Verschattung,  Abstandsflä-
chen,  erhöhte  Anforderungen  an
Flucht-und  Rettungswege,  erhebli-
che Minderung der Aufenthaltsqua-
lität  der  Freiflächen,  Reflexion  des
Lärms  der A59 etc.)  zu vermeiden.
Der  notwendige  Stellplatzbedarf  ist
unterirdisch  und/oder  in  Form
ansprechend  gestalteter  Parkhäuser
zu realisieren. Das Gelände soll eine
gemischte  Nutzung  mit  vielfältiger
Infrastruktur erhalten. Büros, Hotels,
Gastronomie,  medizinische  Einrich-
tungen, Kindergärten, Einkaufsmög-

lichkeiten und Forschungseinrichtun-
gen werden einer abendlichen Ver-
ödung des Geländes vorbeugen und
die Aufenthaltsqualität  für  die  dort
arbeitenden  und  lebenden  Men-
schen sicherstellen.

Das zukunftsweisende Erschließungs-
konzept, die zentrale Lage mit exzel-
lenter  Anbindung an  die  Autobah-
nen,  das Netz der Deutschen Bahn
und  die  Nähe  zum  Flughafen  (10
Minuten) kombiniert mit einer exzel-
lenten  Aufenthaltsqualität  machen
den  hochwertigen  und  menschen-
freundlichen Charakter des Geländes
aus. 

ERSCHLIEßUNG FÜR DEN AU-
TOVERKEHR LÄNGS DER A 59

Um den Lärm der A 59 westlich und
der Bahntrasse östlich zu verringern,
muss  im  Bereich  zwischen  Haupt-
bahnhof  und  Mercatorkreisel  eine
Abdeckung  der  A  59  erfolgen.
Damit  ergeben  sich  eine  Minimie-
rung  der  Immissionsbelastung  und
zusätzliche  hochwertige innerstädti-
sche  Bauflächen  an  der  Mercator-
straße. Im westlichen Bereich ist die
citynahe  Büro-  und  Dienstleistung-
bebauung so zu  gestalten,  dass sie
wie  ein  Lärmschutzriegel  für  einen
ruhigen  Innenbereich  wirkt.  Die
Erschließung  für  den  Autoverkehr
muss  längs  der  A59  erfolgen,
wodurch im Innenbereich eine erhol-



same Grünfläche von hoher Aufent-
haltsqualität entsteht, die dem Fuß-
und Radverkehr vorbehalten  bleibt.
Die allgemeine Anbindung mit  den
umliegenden  Stadtteilen  kann  über
die Koloniestraße nach Duissern und
Neudorf,  über  die  Karl-Lehr-Straße
nach  Hochfeld  und  Neudorf  sowie
über den Kalkweg in den Sportpark
Wedau erfolgen.

Über  die  Entwicklung  des  35  ha
großen Areals ist zwischen der Aure-
lis und der Stadt Duisburg eine Wil-
lensbekundung  unterzeichnet  wor-
den, auf deren Grundlage eine part-
nerschaftliche  Zusammenarbeit  für
die Entwicklung aufgenommen wird.
Angesichts  der  Bedeutung  des

Standortes Duisburg für die Immobi-
lien-Tochter der Bahn hat das Unter-
nehmen entschieden, sein Regional-
büro West von Köln zum Duisburger
HBF  zu  verlegen,  um  einerseits  in
der  NRW-Stadt  mit  dem  größten
Flächenpotenzial  vertreten  zu  sein
und andererseits den Schulterschluss
(Gewerbesteuern!!!!)  mit  der  Stadt
zu dokumentieren, hieß es bei Aure-
lis.

Frank-Michael Rich

Ratsherr Frank-Michael Rich ist Mit-
glied  des  Ausschusses  für  Wirt-
schaft,  Stadtentwicklung  und  Ver-
kehr sowie Mitglied des Aufsichtsra-
tes der Duisburger Gemeinnützigen
Baugesellschaft (GEBAG).
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INNENHAFEN VOR DER
VOLLENDUNG

Dass  der  Innenhafen  ein  starkes
Stück Strukturwandel ist, typisch für
die  Kreativität  und  die  Schaffens-
kraft  der Menschen im Ruhrgebiet,
bräuchte eigentlich nicht mehr extra
erwähnt zu werden. Der multifunk-
tionale Dienstleistungspark am Was-
ser,  in  dem Arbeiten  und Wohnen
sowie Kultur und Freizeit auf außer-
ordentliche  Weise  miteinander  ver-
bunden  sind,  besitzt  internationale
Strahlkraft.

Mit dem Neubau des Landesarchivs
(geplante  Fertigstellung  in  2010)
und des Eurogates steht der Innen-
hafen  vor  seiner  baulichen  Vollen-
dung. Hier entstehen unstrittig zwei
weitere Highlights, die zum Renom-
me des Duisburger Vorzeigeprojekts
zusätzlich beitragen werden.

Unterschiedlicher fallen dagegen die
Reaktionen  auf  den  geplanten  Er-
weiterungsbau  des  Museums  Küp-
persmühle  nach  dem  Entwurf  der
Baseler  Architekten  Herzog  &  de
Meuron aus, die bereits den Umbau
der  Mühle  zum  Museum  geplant
haben.  Nun,  über Geschmack  lässt
sich trefflich streiten.

Für uns Grüne ist von grundlegender
Bedeutung: 

Eine der umfangreichsten Sammlun-
gen  deutscher  Kunst  mit  dem
Schwerpunkt Malerei von der Nach-
kriegszeit bis zur Gegenwart braucht
angemessene  Räumlichkeiten  der
Präsentation  in  einem  größeren
Zusammenhang. Dies ist ein Gewinn
für die Stadt.

Duisburg kann spektakuläre, mitun-
ter  auch  provozierende  Architektur
vertragen. Lieblos hingeworfene In-
vestorenarchitektur besitzen wir zur
Genüge. Bilbao hat hier gezeigt, was
möglich ist.
Zu begrüßen ist die Finanzierung des
Erweiterungsbaus  über  private  und
öffentliche Drittmittel.  Dies darf  die
GEBAG nicht belasten und die Risi-
ken müssen überschaubar sein.

Wer allerdings wie die SPD jetzt eine
andere  Lösung  für  den  Museums-
neubau fordert,  torpediert  das Pro-
jekt  grundsätzlich.  Dieser  Meinung
kann man sein, nur sollte man dies
dann  auch  offen  und  ehrlich  aus-
sprechen.



HAUSHALT FÜR 2009
VERABSCHIEDET
RP VERFÜGT WEITERE
SPARANSTRENGUNGEN

Die  diesmaligen  Haushaltsberatun-
gen  warteten  mit  einem  Pauken-
schlag auf. Der sozialdemokratische
Regierungspräsident  Jürgen Büssow
erschien zur Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses,  um  die  Verfü-
gung  zur  Nichtgenehmigung  des
Haushalts von 2008 (!) persönlich zu
überbringen. Darin bittet er u.a da-
rum, die Verabschiedung des Haus-
halts  für  2009 zu  verschieben,  um
ein  neues  Haushaltssicherungskon-
zept aufzustellen, das weitere Spar-
bemühungen vorsieht. Denn spätes-
tens  2010  werde  Duisburg  über-
schuldet sein, sprich das Eigenkapital
aufgebraucht.  Ohne  Kenntnis  der
Verfügung  hatte  bereits  zuvor  die
SPD-Ratsfraktion eine Verschiebung
auf das nächste Jahr gefordert.  Ein
Schelm, wer Böses dabei denkt.

Die Eröffnungsbilanz der Stadt Duis-
burg  ist  seit  dem  Frühjahr  2008
öffentlich und der Haushaltsplan für
2009 wurde im Herbst eingebracht.
Warum dem RP eine Woche vor der
Verabschiedung  eine  Vertagung  in
den  Sinn  kommt,  bleibt  sein  Ge-
heimnis.  Schwarz-Grün  ist  seiner
Bitte jedenfalls nur zum Teil gefolgt.
Der  Haushaltsplan  wurde  verab-
schiedet,  das  Haushaltssicherungs-
konzept  soll  bis  zum  März  2009
überarbeitet  werden. Dies bedeutet
Planungssicherheit  unter  den gege-
benen  Umständen  für  die  Verwal-
tung und ermöglicht eine wirtschaft-
liche Steuerung deren eigenen Han-
delns.

NEUES SPARPAKET AUF DEN
WEG GEBRACHT

Gleichzeitig  haben wir ein mehr als
60 Millionen € schweres neues Spar-
paket  auf  den  Weg  gebracht  und
damit  die  wesentlichste  Forderung
der Bezirksregierung erfüllt. Dass die
SPD  zu  den  Haushaltsberatungen
wie in den letzten  Jahren auch un-
gedeckte  Anträge  in  Millionenhöhe
(z.B.  4,5  Millionen €  mehr  für  das
IMD)  einbringt  und  sich  jetzt  als
großer  Haushaltssanierer  anbietet,
macht sie nicht gerade glaubwürdi-
ger.

Das  neue Sparpaket  sieht  die Um-
setzung der Empfehlungen der Ge-
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meindeprüfungsanstalt (GPA) vor, die
wesentliche  Teilbereiche  der  Duis-
burger Verwaltung in  einer verglei-
chenden  Untersuchung  aller  23
kreisfreien  Städte  in  NRW  auf  ein
mögliches  Sparpotenzial  hin  abge-
klopft  hat.  Mit  zwei  Ausnahmen:
eine  weitere  Erhöhung der  Kinder-
gartenbeiträge lehnen wir ebenso ab
wie die Schließung von Bibliotheken.

Besonders  ins  Gewicht  fällt  zum
einen  die  städtische  Gebäudewirt-
schaft mit fast 24 Millionen € Spar-
potenzial. Hier hatte bereits das von
CDU und Grünen beschlossene Ber-
ger-Gutachten Handlungsbedarf  er-
mittelt.  Es  wird  in  Zukunft  darauf
ankommen,  dieses  Potenzial  auch
gegen manchen Widerstand in  der
Verwaltung zu heben, da es für die
BürgerInnen  und  Bürger  keinerlei
oder nur geringe Auswirkungen hat.

Neu ist im GPA-Bericht zum anderen
der Jugendbereich, wo etwa 30 Mil-
lionen € eingespart werden könnten.
Interessant  ist  dabei  der  Ansatz,
durch eine gezielte Präventionsarbeit
teure Nachsorge zu vermieden. Dies
ist ein uraltes grünes Thema und wir
haben bereits  den Allgemeinen So-
zialen  Dienst  personell  aufgestockt,
um den jährlichen Kostenanstieg bei
den Hilfen zur Erziehung zu begren-
zen, indem an den Ursachen ange-
setzt wird.

KONSOLIDIERUNG MIT 
AUGENMAß

Die Haushaltsdebatte wurde erwar-
tungsgemäß von der SPD auch dazu
benutzt,  kräftig  die  Wahlkampf-
trommel  zu  rühren  und  Schwarz-
Grün  als  Schuldenmacher  zu  diffa-
mieren.  Dagegen hilft  ein Blick auf
die Fakten:

1.  Wir  haben das Jahresdefizit  von
2005 bis  2007 um 40 Millionen  €
auf  ca.  80  Millionen  €  verringert.
Dieses Defizit resultiert vor allem aus
den gestiegenen Zinsaufwendungen
in  Höhe  von  70  Millionen  €,  das
eigentliche Defizit liegt nur noch bei
10 Millionen €. Dabei hat sicherlich
auch die gute Konjunktur geholfen.
Aber gleichzeitig mussten zusätzliche
Belastungen verkraftet  werden,  die
von  Bund  und  Land  nicht  ausrei-
chend finanziert wurden. Erinnert sei
hier nur an Hartz IV und den Aus-
bau der Kinderbetreuung. Oder da-
ran, dass wir gleichzeitig die städti-
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schen  Eigenbetriebe  (IMD,  WBD
und nun auch DuisburgSport)  jetzt
so aufgestellt  haben, dass sie lang-
fristig überleben können.

2. Die SPD hält uns vor, wir hätten
in vier Jahren 435 Millionen € neue
Schulden gemacht. Frech rechnet sie
dabei das Jahr 2004 mit ein, dass sie
10 Monate lang noch selbst verant-
wortet  hat.  Zieht  man  dies  ab,  so
bleiben neue Schulden in Höhe von
315  Millionen  €,  die  zu  gut  40%
allein auf die Zinszahlungen für die
von der SPD verursachten Altschul-
den  zurückzuführen  sind.  Wer  so
rechnet, zeigt nur, dass er mit Geld
nicht  umgehen  kann.  Denn  hinzu
kommt,  dass eingefahrene Struktu-
ren  nicht  von  heute  auf  morgen,
sondern  nur  mittelfristig  verändert
werden können.

3. Die SPD hat bisher jegliche Mitar-
beit  bei  der  Konsolidierung  des
Haushalts  abgelehnt  (Berger-Gut-
achten, Konsolidierungsoffensive 2013)
und  äußerst  sich  auch  jetzt  nicht
zum GPA-Bericht.  Statt  realistischer
Sparvorschläge nur Forderungen nach
neuen Ausgaben.

4. Die SPD fordert den Verzicht auf
„Protzprojekte“  und  möchte  u.a.
das  Stadtfenster  mit  VHS,  Stadtbi-
bliothek und dem NS-Dokuzentrum
verhindern  (siehe  Seite  12f.  dieser
Ausgabe). Wer solche Vorschläge in
die Debatte wirft, ist an einer ernst-
haften Diskussion darüber, was sich
die Stadt noch leisten kann und darf,
offensichtlich nicht interessiert.

Fazit: Mit der SPD ist kein Staat zu
machen!

Ralf Krumpholz
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GRÜNE AKZENTE BEIM
HAUSHALT FÜR 2009

Dass wir mit un-
seren Anträgen
zum  Duisbur-
ger  Haushalts-
entwurf  2009
auch schon vor
der  Verfügung
Büssows  mit-

nichten  aus  dem  Vollen  schöpfen
könnten,  war  wie  auch  in  den
zurückliegenden  Jahren  hinlänglich
bekannt.

Dennoch war  es für  uns als  Grüne
Ratsfraktion  wichtig,  innerhalb  der
engen Spielräume des Nothaushaltes
unsere Akzente zu setzen. Nachdem
wir gemeinsam mit unserem Koope-
rationspartner in den letzten Jahren
mit der Sprachförderung, dem Aus-
bau  der  Offenen  Ganztagsbetreu-
ung  an  Schulen,  den  Präventions-
programmen für Familien und Schu-
len sowie der Stellenerhöhung beim
Allgemeinen  Sozialen  Dienst  den
Fokus  auf  sozialpolitische  Maßnah-
men gelegt hatten, haben wir in die-
sem  Jahr  schwerpunktmäßig  bei
migrationspolitischen Themen ange-
setzt.  Für  den  Migrationsbereich
konnten wir drei gemeinsam mit der
CDU  gestellte  Anträge  erfolgreich
verabschieden. 

Mit  dem  ersten  Antrag  haben  wir
für  die  Fortführung  der  Förderung
des  Vereins  ARIC  plädiert.  ARIC-
NRW e.V., das Anti-Rassismus Infor-
mations Centrum, arbeitet seit über
10  Jahren  mit  engagierten  Men-
schen  gegen  Diskriminierung  und
Rassismus. In Kooperation mit Duis-
burger  Schulen  hat  der  Verein
bereits  in  diesem  Jahr  erfolgreich
Anti-Diskriminierungs-Programme und
Gewalt-Deeskalations-Trainings  für
Jugendliche  durchführen  können.
Diese  erfolgreiche  Antirassismus-
und  Präventionsarbeit  wollen  wir
auch  im  Jahr  2009  mit  8.000  €
unterstützt wissen.

SCHWERPUNKT 
MIGRATIONSBEREICH

Mit unserem zweiten Antrag soll der
Verein MABILDA Mädchenbildungs-
arbeit  e.V.  mit  20.000  €  für  die
Beratungsarbeit bei Zwangsverheira-
tungen unterstützt werden. Der Ver-
ein,  der im Duisburger  Norden  ein
kleines  Mädchenzentrum  mit  offe-
nem Treff  und  eigenem Kursange-
bot für Mädchen im Alter von 6-18
Jahren betreibt, beantragt, plant und
organisiert  Mädchenprojekte  an
Schulen  zu  Themen  wie  Selbstbe-
hauptung,  Berufswahlorientierung,
Gewaltprävention, Gesundheit sowie
Mädchen und Ökotechnik.

Zum  Thema  Zwangsverheiratung



wurde  vom Referat  für  Integration
das landesgeförderte Projekt  „Frau-
en  mit  Migrationshintergrund  in
Duisburg  –  Zwangsverheiratet  und
rechtlos?“ durchgeführt und in die-
sem  Rahmen  die qualitative  Studie
„Lebenswirklichkeit von Frauen mit
Migrationshintergrund“  veröffent-
licht.  Fazit  der  Studie  ist,  dass  die
Hilfestruktur für die von Zwangsver-
heiratung  betroffenen  Frauen  ver-
bessert  und das  Thema in  der  Bil-
dungsarbeit verankert werden muss.

Für  die  Planung  und  Realisierung
dieses Vorhabens bietet  der Verein
MABILDA e.V. aufgrund seiner lang-
jährigen Erfahrung in der interkultu-
rellen Mädchenarbeit  beste Voraus-
setzungen.  MABILDA  e.V.  soll  so-
wohl als Anlaufstelle zur Kriseninter-
vention für von Zwangsverheiratung
bedrohte oder betroffene Mädchen
dienen, als auch in Zusammenarbeit
mit  Schulen  und  anderen  Trägern
Projekte  zur  Thematisierung  von
Zwangsverheiratung  initiieren  und
durchführen.  Auch  ein  Netzwerk
über  das  Thema  „Zwangsverheira-
tung“ soll entstehen, das MABILDA
e.V. federführend betreuen wird.

Mit Hilfe unseres dritten Antrags soll
ein Projekt verwirklicht werden kön-
nen,  das  ganz  Duisburg  zu  Gute
kommen  soll:  die  bereits  im  Jahr
2007  beschlossene  Errichtung  der
„Interkulturellen Gärten Duisburgs“.

Damit  dieses  Vorhaben  als  Beitrag
unserer Stadt zur Europäischen Kul-
turhauptstadt  2010  fertiggestellt
werden kann, mussten jetzt die ent-
sprechenden  Gelder  im  Haushalt
vorgesehen werden.

Drei  unserer  ursprünglich  gestellten
Anträge haben wir mangels Aussicht
auf Erfolg bereits in der Ratssitzung
zurückgezogen.  So werden die ge-
planten  90.000  €  für  den  Kultur-
sommer  in  der  Duisburger  Innen-
stadt  ebenso  wenig  zum  Einsatz
kommen wie die 75.000 € für kultu-
relle  Projekte  der  Cubus-Kunsthalle
und der Alten Feuerwache. Ebenfalls
zurückgezogen  wurde  der  Antrag
auf zusätzliche 8.000 € für die inter-
kulturelle Kulturarbeit  des Integrati-
onsbüros.

Bleibt  zu  hoffen,  dass  die  verab-
schiedeten  Anträge  zur  Unterstüt-
zung  der  Vereine  ARIC  und
MABILDA  und  zur  Errichtung  der
Interkulturellen  Gärten  ihre  Umset-
zung  finden  und  nicht  der  Verfü-
gung  der  Kommunalaufsicht  zum
Opfer  fallen,  versprechen  sie  doch
für  den  migrationspolitischen  Be-
reich sichtbaren Erfolg mit geringen
finanziellen Mitteln.

Andrea Kluger

Andrea Kluger ist als Fraktionsrefe-
rentin  der  grünen Ratsfraktion  zu-
ständig  für  die  Bereiche  Migration
und Bezirksvertretungen.
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STRAßENBAUMPROGRAMM
AUFGELEGT

Mit  der  Haushaltsverabschiedung
haben wir die Mittel für die Entwick-
lung  des  Straßenbaumbestandes  in
Duisburg  von  100.000  €  auf  jetzt
500.000 €  jährlich  erhöht.  Die von
uns  in  Auftrag  gegebene  Untersu-
chung hat gezeigt,  dass hier insbe-
sondere  im Duisburger  Norden  ein
erheblicher Nachholbedarf besteht.

Straßenbäume  haben  nachweislich
einen positiven Einfluss auf die Luft-
qualität. Angesichts vielfacher Über-
schreitungen der zulässigen Grenz-

werte für Schadstoffe und insbeson-
dere  für  den  Feinstaub  sind  Maß-
nahmen zur Verbesserung der Luft-
qualität  zwingend  notwendig.  Die
Entwicklung  des  Straßenbaumbe-
standes  ist  dabei  ein  kleiner,  aber
nicht unwichtiger Baustein zur Ver-
besserung der Umweltsituation.

Mit dem im Haushalt bisher vorge-
sehenen Mitteln wäre das Straßen-
baumprogramm für die ganze Stadt
in diesem Jahrhundert nicht mehr zu
realisieren  gewesen.  Auch  mit  der
Erhöhung  des  Ansatzes  bleibt  die
stadtweite  Umsetzung  des  Pro-
gramms eine Generationenaufgabe.



DER NEUE SOZIALBE-
RICHT FÜR DUISBURG

Es  ist  eine  grün-
schwarze Errungen-
schaft, dass der So-
zialbericht  bereits
zum  zweiten  Mal
erschienen  ist.  Da-
mit  hat  die  Politik
nicht nur eine um-

fassende Analyse über die Duisbur-
ger Sozialstruktur, sondern auch wich-
tige Handlungsempfehlungen, denen
wir  unbedingt  folgen müssen.  Liest
man  die Bilanz zu  den Empfehlun-
gen  des  letzten  Jahres  in  diesem
Bericht,  sehen  wir,  dass  wir  Grüne
auf die aufgeführten Schwächen nicht
erst nach 2007 reagiert haben, son-
dern schon lange wichtige Eckpfeiler
in der Sozialpolitik gesetzt haben.

Es ist schon lange bekannt, dass ein
Drittel unserer Bürgerinnen und Bür-
ger  Migrationshintergrund  haben.
An dieser Erkenntnis haben wir nicht
nur, wie im neuen Sozialbericht posi-
tiv erwähnt, mit der Einrichtung des
Referats für Migration und Integra-
tion  reagiert,  sondern  auch  dafür
gesorgt,  dass  in  den  Schulen  eine
Sprachförderung eingerichtet wurde,
die einen fundierten Unterricht,  ins-
besondere  für  Kinder  mit  Migrati-
onshintergrund gewährleistet. Damit
reagieren  wir  insbesondere  auf  die

im  Sozialbericht  genannten  wach-
senden Unterschiede beim Schulbe-
such  zwischen  ausländischen  und
deutschen Jugendlichen.

Sozialen  Schwächen  kann man  mit
guter  Bildung  und  fairen  Jobs  be-
gegnen. Wir können die Welt nicht
auf den Kopf stellen und die soziale
Ungleichheit in der Bevölkerung von
heute  auf  morgen  aushebeln,  aber
wir  haben gute Initiativen  zur  Prä-
vention  und  zur  Chancengleichheit
auf den Weg gebracht. Damit möch-
te ich an den Ausbau der Ganztags-
betreuung in den Schulen erinnern.
Dafür haben wir in den vergangenen
Jahren 900 zusätzliche Plätze einge-
richtet. Damit können wir die werk-
tätigen Mütter und Väter entlasten.

GANZTAGSBETREUUNG UND
SOZIALER DIENST AUSGEBAUT

Allerdings  müssen  wir  auch  die
Familienstrukturen fordern  und för-
dern. Mit einem Topf von einer hal-
ben  Million  Euro  für  präventative
Maßnahmen ist uns ein Schritt in die
richtige  Richtung  gelungen.  Die
Erfolge  der  Prävention  zeigen  sich
jedoch nicht kurzfristig und sind oft
schwer  nachzuweisen.  Dennoch  ist
diese Aufgabe genauso wichtig, wie
die Arbeit des Allgemeinen Sozialen
Dienstes, die wir auch deutlich aus-
gebaut  haben.  Diese  Arbeit  ist
umfassend und schwierig. Doch sie
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ist  für  sozialschwache  Menschen
unverzichtbar. Sie integriert und för-
dert die Familien vielfältig. Zur Inte-
gration zählt natürlich auch die Ein-
gliederung von Langzeitarbeitslosen,
für die wir auch in enger Zusammen-
arbeit mit  der ARGE einige kreative
Projekte ins Leben gerufen haben.

Ein  wichtiges  Projekt  haben  wir
2007 auf den Weg gebracht. Es ist
uns  gelungen  130  Langzeitarbeits-
lose  für  zwei  Jahre  bei  den  Wirt-
schaftsbetrieben sozialversicherungs-
pflichtig zu beschäftigen. Dieses Pro-
jekt ist ein Musterbeispiel dafür, dass
man  mit  kreativen  Ideen  auch  in
Duisburg den Arbeitsmarkt  beleben
kann.  Darüber  hinaus  möchte  ich
besonders erwähnen, dass es für die
Kommune kostenneutral  ist,  da der
kommunale  Eigenanteil  durch  Ein-
sparungen bei  den Unterkunftskos-
ten gegenfinanziert werden konnte.

Größere Arbeitgeber sind gesetzlich
verpflichtet,  eine  Pflichtquote  ihrer

Arbeitsplätze an Menschen mit  Be-
hinderungen abzugeben. Es freut mich,
dass im neuen Sozialbericht  aufge-
führt  wird,  dass  diese  Pflichtquote
bei  den  öffentlichen  Arbeitgebern
nicht  nur  ausgefüllt  wird,  sondern
tatsächlich  überschritten  wird.  Aber
auch  private  Arbeitgeber  erfüllen
ihre Quote. Ich glaube, dass wir mit
der grünen Idee des Kleinen Prinzen
sicherlich  dazu  beitragen,  dass  auch
private  Arbeitgeber  eher  geneigt
sind,  Menschen mit  Behinderungen
in  ihren  Betrieben  zu  integrieren.
Integration  von  Menschen  mit
Behinderungen  fängt  jedoch  nicht
erst  im  Berufsleben  an,  sondern
muss natürlich schon im Kleinkindal-
ter  beginnen.  Daher  ist  es  hoch
erfreulich,  dass  der  neue  Sozialbe-
richt ebenfalls darauf verweist,  dass
der Ausbau von Kindergartenplätzen
für  Kinder  mit  Behinderung erfolgt
ist und weiter ausgebaut wird.

PROJEKT BEGINENHÖFE

Nicht nur an diesen Beispielen sehen
wir,  dass  wir  mit  unseren  neuen
Ideen genau richtig liegen. So ist das
Beginenprojekt  ein  hervorragendes
Beispiel dafür, neue Wohnformen zu
schaffen.  Die  historischen  Beginen-
höfe waren  autonome Wohn-  und
Wirtschaftsgemeinschaften von allein
stehenden Frauen und Witwen. Eine
solche  Wohnform  wird  meinerseits
mit  allen  Kräften  unterstützt,  denn

im Rat der Stadt Duisburg
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ich  vertrete  die  Meinung,  dass  wir
alternative  Wohnformen  für  Senio-
rinnen und Senioren und Frauen und
Kinder schaffen sollten.

Wir haben nach dem ersten Sozial-
bericht  an zahlreichen Punkten an-
gesetzt und mit den erwähnten Pro-
jekten  und  Ideen  einige  wichtige
und richtige Pflöcke in der Sozialpo-
litik setzen können. Leider ist unsere
Haushaltslage in den letzten  Jahren
nicht  entscheidend  besser  gewor-
den. Dies macht die weiteren Aufga-
ben, die vor uns liegen, nicht einfa-
cher. Dennoch gilt es, weiterhin kre-
ativ  auf  die  sozialen  Missstände  in
unserer Stadt zu reagieren.

Schwerpunktmäßig  behandelt  der
neue  Sozialbericht  das  Thema  Be-
schäftigung und Qualifizierung von
Arbeitslosen. Hier besteht insbeson-

dere  bei  Arbeitslosen  mit  Migrati-
onshintergrund und bei arbeitslosen
Frauen Handlungsbedarf,  weil diese
nur unterproportional bei den Maß-
nahmen berücksichtigt werden. Da-
ran werden wir arbeiten.

Doris Janicki

Die  grüne  Bürgermeisterin  ist  so-
zialpolitische  und  kulturpolitische
Sprecherin der grünen Ratsfraktion.
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DIE GRÜNE RATSFRAKTION
TAGT ÖFFENTLICH:

Der  Fraktionsvorstand  tagt  immer
montags ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Der Hauptarbeitskreis (HAK) Migra-
tion einmal  im Monat dienstags ab
17.00 Uhr im Rathaus.

Die Gesamtfraktion, der HAK Sozia-
les (mit  den Themen Arbeit,  Sozia-
les,  Gesundheit,  Kultur,  Schule,  Ju-

gend und Sport),  der HAK Umwelt
(Umwelt,  Verkehr,  Stadtentwick-
lung, Wirtschaft, Entsorgung, Immo-
bilien)  und  der  HAK  Bezirksvertre-
tungen  im  Wechsel  immer  mitt-
wochs ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Interessierte  sind  herzlich  eingela-
den!

Genaue  Termine  bitte  in  der  Ge-
schäftsstelle (Telefon: 0203 – 330039)
erfragen.



WARUM BIST DU BEI DEN GRÜNEN IN DUISBURG?
Weil  nur  die  Grünen  die  politischen Ziele  verfolgen,  die
meinen  Vorstellungen  entsprechen  und  für  die  ich  mich
einsetzen will.
Dabei  sind mir  Lebensqualität  und die  Verbesserung der
Wohnsituation in unserer Stadt besonders wichtig.

WAS MACHST DU, WENN DU KEINE POLITIK
MACHST?
Ich lasse es mir gut gehen!

PORTRAIT
Rainer Gänzler

Bezirksvertreter und
Fraktionsvorsitzender 
in der BV Meiderich/Beeck

Für die Grünen in den Gre-
mien der WBD, der GMVA,
der LINEG und der IUTA

Stellvertretendes Mitglied in
den Ausschüssen Personal
und Verwaltung sowie Arbeit,
Soziales und Gesundheit

STECKBRIEF

•  Name: 
Rainer Gänzler

•  Geboren am
21.07.1940 in
Berlin

•  Aufgewachsen
in Berlin, Öst-
ringen/Baden,
Düsseldorf und
seit 1982 in
Duisburg „wei-
tergewachsen“

•  Politisch aktiv
seit 1982:

 - als Mitbegrün-
der der BI Nord
gegen den Bau
der Giftmüll-
verbrennungs-
anlage

 - als Mitbegrün-
der der IG
Nordpark zum
Erhalt des
Geländes des
Meidericher
Hüttenwerkes

 - als Mitglied der
Grünen in Aus-
schüssen und
Gremien sowie
seit 1999 als
Bezirksvertreter
in Meiderich/
Beeck


